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1 VERFAHREN 

1.1 Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information / Anhörung Ortsbeirat Friesenheim gem. § 75 (2) GemO am 
19.11.2019 
20.04.2021 

 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 25.11.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt 
Nr. 41/2017 am 

20.12.2019 

Beschluss der Veränderungssperre (gem. §§ 14 + 16 BauGB) am --- 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (gem. § 3 (1) BauGB) im Zeitraum 
vom       

--- 

Erörterungstermin im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
am 

--- 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (gem. § 4 (1) BauGB) mit Schreiben vom       

--- 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. 
§ 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 

26.07.2021 

Offenlagebeschluss am  

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt Nr.       am  

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom        

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

 
 
1.2 Anmerkungen zum Verfahren 

Der Bebauungsplan Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ wird im vereinfachten Verfahren ge-
mäß § 13 BauGB aufgestellt, da sich durch die Planaufstellung der Zulässigkeitsmaßstab, der 
sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergibt, nicht wesentlich verändert. 
Die Fläche des Geltungsbereiches umfasst ca. 33.640 m². 
 
Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen werden die Verfahrenserleichterungen nach 
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Anspruch genommen. Somit wird von der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 3 Abs. 1 bzw. § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. Bezugnehmend auf § 13 Abs. 3 BauGB wird 
keine förmliche Umweltprüfung durchgeführt, weshalb die Begründung zum Bebauungsplan 
keinen Umweltbericht enthält. Weiterhin ist § 4c BauGB nicht anzuwenden. 
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2 ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen 

 

RECHTSGRUNDLAGEN Stand: 01.09.2021 

 

 

 

Baugesetzbuch 
(BauGB) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634),  
zuletzt mit Wirkung vom 23.07.2021 geändert durch Art. 1 des Ge-
setzes vom 16.07.2021 (BGBl. I S. 3146). 

Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) 
vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), 
zuletzt geändert durch § 32 des Gesetzes vom 17.12.2020 (GVBl. S. 
719). 

Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786), 
Zuletzt mit Wirkung vom 23.06.2021 geändert durch Art. 2 des Ge-
setzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S.1802). 

Gemeindeordnung 
(GemO) 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 
zuletzt geändert durch Art. 1 und 4 des Gesetzes vom 17.12.2020 
(GVBl. S. 728); Änderung des § 35 befristet bis zum 31.03.2022. 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 

vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998 S. 502), 
zuletzt mit Wirkung vom 04.03.2021geändert durch Art. 7 des Ge-
setzes vom 25.02.2021 (BGBl. I S. 306). 

Landesbauordnung 
(LBauO) 
vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03.02.2021 (GVBl. 
S. 66). 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) 
vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554), 
zuletzt geändert durch Art. 126 der Verordnung vom 19.06.2020 
(BGBl. I S. 1328). 

Landesbodenschutzgesetz 
(LBodSchG) 
vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26.6.2020 (GVBl. 
S. 287). 

Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 
1274),  
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I 
S. 3901). 

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKrWG) 
vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19.12.2018 
(GVBl. S. 469). 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I 
S. 3908). 

Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) 
vom 06.10.2015 (GVBl. S. 283), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 26.06.2020 
(GVBl. S. 287). 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.03.2021 
(BGBl. I S.540). 

Landeswassergesetz 
(LWG) 
vom 14.07.2015 (GVBl. 2015, 127),  
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26.06.2020 
(GVBl. S. 287). 

Kreislaufwirtschaftsgesetz – Gesetz zur Förderung 
der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
verträglichen Bewirtschaftung von Abfällen 
(KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212),  
zuletzt geändert durch Art. 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 
(BGBl. I S. 3436). 

 

Planzeichenverordnung 
(PlanZV) 
vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58),  
zuletzt mit Wirkung vom 23.06.2021 geändert durch Art. 3 des Ge-
setzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S.1802). 

 

Wasserhaushaltsgesetz – Gesetz zur Ordnung des 
Wasserhaushalts 
(WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585),  
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I 
S. 3901). 

 

 

  



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ 

 
 

 
 
4-126F.Saw3178 - 5/28 - Stand: 17.09.2021 

2.2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 3,4 ha und ergibt sich 
aus dem beigefügten Lageplan (siehe Anlage 10.1). Er wird begrenzt: 
 
im Norden: durch die Verkehrsfläche der Carl-Clemm-Straße, 
im Osten: durch die Verkehrsfläche der Kreuzstraße, 
im Süden: durch die Verkehrsfläche der Sternstraße sowie 
im Westen: durch die Verkehrsfläche der Sankt-Gallus-Straße. 
 
 
2.3 Quellenverzeichnis 

[1] Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar, Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim 
2014 

[2] Flächennutzungsplan 1999, Stadt Ludwigshafen am Rhein, Ludwigshafen am Rhein 
1999 

 
 
 

3 PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSÄTZE 

3.1 Planungsanlass / städtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB 

Das Plangebiet befindet sich im alten Ortskern des Stadtteils Friesenheim und besteht aus 
vier Baublöcken mit straßenbegleitender Bebauung. Die Grundstücke des Geltungsbereiches 
werden überwiegend wohnbaulich genutzt. Entlang der Kreuz- und Sternstraße befinden sich 
auch gewerbliche Nutzungen. Die Blockinnenbereiche weisen eine hohe bauliche Dichte auf. 
Bestehende Nebengebäude werden zunehmend zu Wohnzwecken umgenutzt und führen zu 
einer weiteren Verdichtung der Blockinnenbereiche. 
 
Für das Plangebiet gibt es bislang keinen rechtskräftigen Bebauungsplan, somit sind Bauvor-
haben planungsrechtlich auf der Grundlage von § 34 BauGB zu beurteilen. Um die bauliche 
Verdichtung steuern zu können, ist diese Gesetzesgrundlage nicht mehr ausreichend. Damit 
die vorhandene Bausubstanz umgenutzt werden kann ohne dass neue städtebauliche Miss-
stände entstehen, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 
 
 
3.2 Planungsziele und -grundsätze 

Städtebauliche Konzeption 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ soll die städ-
tebauliche Entwicklung gesteuert werden und eine unkontrollierte Verdichtung und die Entste-
hung neuer städtebaulicher Missstände verhindert werden. Dies geschieht auch vor dem Hin-
tergrund, dass angrenzend an das Plangebiet die letzten Jahre im Rahmen der Sanierung 
Friesenheim durch Bodenneuordnung und Abbruch vorhandener Bausubstanz in Blockinnen-
bereichen die Wohnverhältnisse verbessert werden konnten. 
 
Vorhandene Nachverdichtungs- und Umnutzungspotentiale sollen genutzt werden können, 
wenn ein wohn- und nachbarverträgliches Maß gewahrt bleibt. So ist es notwendig, die über-
baubare Grundstücksfläche und die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten zu regeln, um die 
Entstehung von kritischen Wohndichten zu vermeiden. In diesem Zusammenhang sollen auch 
Festsetzungen zu erforderlichen Stellplätzen getroffen werden. Des Weiteren wird angestrebt, 
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die Blockinnenbereiche zur Sicherung wohnungsbezogener Freiflächen von Bebauung freizu-
halten. Gleichzeitig soll durch Begrünung und Bepflanzung der rückwärtigen Grundstücksteile 
eine Verbesserung des Mikroklimas erreicht werden. 
 
Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen. Die Notwendigkeit weiterer öffentlicher Er-
schließungsanlagen besteht nicht. Der öffentliche Verkehrsraum der Straßen im Plangebiet, 
der Carl-Clemm-Straße und der Sankt-Gallus-Straße, ist beengt. Straßenbegleitend ist nur ein 
einseitiges Parken möglich. Es besteht ein Parkdruck, da an den heutigen Ansprüchen ge-
messen auf den privaten Grundstücken u. a. durch die Blockrandbebauung nicht ausreichend 
Stellplätze untergebracht werden können. 
 
Darüber hinaus ist das Plangebiet auch mit dem öffentlichen Personennahverkehr zu errei-
chen. So befinden sich an der südlich angrenzenden Sternstraße zwei Bushaltestellen der 
Linie 70 (Richtung Oggersheim und Ludwigshafen Hauptbahnhof) sowie der Linie 89 (Richtung 
und Oppau). Des Weiteren besteht in südöstlicher Richtung eine Haltestelle der Straßenbahn-
linie 10 in Richtung Luitpoldhafen. 
 
Ver- und Entsorgung 

Die Grundstücke des Geltungsbereiches sind bereits an das bestehende Ver- und Entsor-
gungssystem angeschlossen, weshalb grundsätzlich keine neuen Infrastrukturmaßnahmen er-
forderlich sind. Sollte sich im Einzelfall herausstellen, dass einzelne Grundstücke noch nicht 
an das öffentliche Leitungsnetz angeschlossen sind, so wären – unabhängig vom Bebauungs-
plan – im Falle einer Bebauung oder Nutzung des Grundstücks und Herstellung der erforder-
lichen Anschlüsse entsprechende Beiträge zu entrichten. 
 
Die Versorgung mit Wasser, Strom und Gas kann durch die vorhandene Leitungsinfrastruktur 
gewährleistet werden; eine Fernwärmeversorgung ist jedoch nicht vorhanden. Die Löschwas-
serversorgung ist im Rahmen des Grundschutzes sichergestellt. 
 
Um eine Überlastung der örtlichen Kanalisation durch übermäßige Regenwassereinleitung zu 
vermeiden, soll das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser grundsätzlich vor 
Ort versickert werden. Ist dies nur mit einem unvertretbaren Aufwand möglich, so soll der Re-
genwasserabfluss in den öffentlichen Kanal durch geeignete Maßnahmen (z. B. Dachbegrü-
nung, wasserdurchlässige Beläge für Wege und Stellplätze) zumindest reduziert oder verzö-
gert werden. 
 
Immissionsschutz 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ wird der 
Zulässigkeitsmaßstab hinsichtlich der erlaubten Nutzungsarten nicht erweitert. Demnach 
ergibt sich keine Veränderung der zu erwartenden Immissionen im Vergleich zur vorherigen 
rechtlichen Situation. 
 
Umweltschutz und -verträglichkeit 

Durch den Bebauungsplan sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten, 
da sich die Planung auf ein bereits vollständig bebautes Gebiet bezieht. Der Zulässigkeits-
maßstab wird gegenüber der Bestandssituation nicht erweitert. Es werden keine neuen bauli-
chen oder sonstigen Nutzungen oder Eingriffe in Natur und Umwelt ermöglicht, die nicht schon 
auf Grundlage des § 34 BauGB zulässig gewesen wären. Demnach begründet der Bebau-
ungsplan keine erstmalige Zulässigkeit von Vorhaben, sondern dient der geordneten städte-
baulichen Entwicklung. 
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4 VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

4.1 Regional- und Landesplanung 

Der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar stellt den Geltungsbereich als bestehende Sied-
lungsfläche für Wohnen dar. Der Bebauungsplan gilt somit nach den Vorschriften des § 1 
Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst; die Planung entspricht den Zielen 
und Grundsätzen der Landes- und Regionalplanung. 
 
 
4.2 Flächennutzungsplanung 

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen aus dem Jahr 1999 stellt den 
Geltungsbereich als Wohnbaufläche bzw. Mischbaufläche dar. Der Bebauungsplan Nr. 672 
„Südlich der Carl-Clemm-Straße“ ist daher gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt. 
 

 
Abb.: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan 1999, ohne Maßstab. 
 
 
4.3 Rechtskräftige Bebauungspläne 

Ein rechtskräftiger Bebauungsplan liegt für den zuvor beschriebenen Geltungsbereich nicht 
vor. Die derzeitige planungsrechtliche Zulässigkeit der baulichen Nutzung ergibt sich somit 
aus den Vorschriften des § 34 BauGB i.V.m. dem Aufstellungsbeschluss für den Bebauungs-
plan Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“. 
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5 BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung 

Die bestehende Nutzungsstruktur des Plangebietes ist geprägt von einer überwiegenden 
Wohnnutzung und vereinzelten Mischnutzungen. Im Hinblick auf die bereits vorhandenen Nut-
zungen im Plangebiet sowie die Zielvorstellung nach einer gesteuerten Innenentwicklung zu 
Wohnzwecken wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 672 „Südlich Carl-
Clemm-Straße“ ein Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Grundstücke 
innerhalb des Plangebietes sollen vorrangig zu Wohnzwecken im Sinne von § 4 Abs. 2 Nr. 1 
BauNVO genutzt werden. Aufgrund der hohen baulichen Dichte, der Bauweise und den Grund-
stückszuschnitten im Plangebiet eignen sich die nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 übrigen Nut-
zungen sowie die Räume für freie Berufe im Sinne von § 13 BauNVO nur bedingt und sind 
somit auch nur ausnahmsweise zulässig, sofern keine erheblichen Beeinträchtigungen (z. B. 
Lärm) von diesen Nutzungen ausgehen. Zur Vermeidung von Konflikten und Beeinträchtigung 
der Wohnnutzung (Verkehrsaufkommen bzw. sonstiges Störpotential durch Gäste bzw. Kun-
den) werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen vollständig 
ausgeschlossen. 
 
Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen der Gesamt-GRZ pro Grund-
stücksfläche sowie der maximalen Wand- und Firsthöhe bestimmt. Diese Festsetzungen die-
nen der Begrenzung der baulichen Dichte und Sicherung eines entsprechenden Freiflächen-
anteils auf dem Grundstück. Auf die Festsetzung einer allgemeinen Geschossflächenzahl 
(GFZ) wird verzichtet, da das Maß der baulichen Nutzung durch die oben genannten Festset-
zungen hinreichend begrenzt ist und hierdurch keine übermäßige Verdichtung der Grundstü-
cke erfolgen kann. 
 
Grundflächenzahl (GRZ) 
Mit der Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) auf 0,7 für alle Hauptanlagen einschließlich 
Nebenanlagen, Garagen und Stellplätzen mit Zufahrten (GRZ I + GRZ II) wird sich an dem 
bereits vorhandenen Versiegelungsgrad im Plangebiet orientiert. § 19 Abs. 4 BauNVO findet 
keine Anwendung. Die Gesamt-GRZ von 0,7 ermöglicht in erster Linie eine maßvolle und ver-
trägliche Innenentwicklung eines Grundstückes, soll aber auch gleichzeitig den Bebauungs- 
bzw. Versiegelungsgrad im Planungsraum einheitlich beschränken. Abweichend von Satz 1 
wird für die Grundstücke mit der verhältnismäßig größten Fläche im gesamten Geltungsbe-
reich (Kreuzstraße 3 bis 15) eine Gesamt-GRZ von 0,6 anstatt von 0,7 festgesetzt. Eine GRZ 
von 0,7 könnte bei den betroffenen Grundstücken den bereits hohen Bebauungs- und Versie-
gelungsgrad im Gebiet weiter erhöhen und sich somit negativ auf die Grün- bzw. Freiraumbi-
lanz des Plangebietes auswirken. 
Die Festsetzung einer GRZ soll eine vollständige Überbauung eines Grundstückes verhindern 
und soll somit auch der Sicherung einer zusammenhängende Frei- und Grünfläche in den 
rückwärtigen Grundstücksbereichen, der Schaffung von ökologischen Lebensräumen für ver-
schiedene Tier- und Pflanzenarten sowie der Verbesserung des lokalen Kleinklimas dienen. 
Nur ausnahmsweise kann die zulässige Gesamt-GRZ auf einem Grundstück überschritten 
werden, unter der Voraussetzung, dass diese Überschreitung durch entsprechende Aus-
gleichsmaßnahmen (z. B. Dach- und Fassadenbegrünung, Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern, neuangelegte Versickerungsmulde, etc.) wieder kompensiert werden kann. Die 
für den Bebauungsplan Nr. 672 bereits erforderlichen Grünordnungsmaßnahmen (siehe text-
liche Festsetzungen 5. Kapitel) werden dieser Kompensationsregelung allerdings nicht ange-
rechnet. Vielmehr sind bei einer Überschreitung der Grundflächenzahl die Grünfestsetzungen 
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durch weitere Maßnahmen zu ergänzen, die den baulichen Eingriff ausgleichen und den ein-
hergehenden Verlust von Bodenfunktionen wiederherstellen sollen. 
Da in einigen Fällen die für diesen Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen (z. B. GRZ, 
max. Gebäudehöhe, überbaubare Grundstücksfläche, Dachneigung) durch bereits vor Auf-
stellung des Bebauungsplanes zulässigerweise errichtete Gebäude und Nebenanlagen nicht 
eingehalten werden, werden diese Haupt- und Nebengebäude auf Bestandsschutz gesetzt. 
Weiterhin sollen auch Modernisierungs-, Sanierungs- und Umbaumaßnahmen sowie Umnut-
zungen an diesen baulichen Anlagen zulässig bleiben. Bauliche Erweiterungsmaßnahmen 
und die Erhöhung der Anzahl der Wohneinheiten sind nur dann zulässig, wenn die übrigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes eingehalten werden. 
 
Gebäudehöhe 
Für die Hauptgebäude in WA1, WA2, WA3 und WA4 wird eine maximale Wandhöhe von 
7,00 m sowie eine maximale Firsthöhe von 11,00 m festgesetzt. Die Wandhöhe bezeichnet 
den Schnittpunkt zwischen der senkrechten Außenfläche (Oberfläche der Außenwand) und 
der Oberkante Dachhaut, wohingegen die Firsthöhe den höchsten Punkt eines Gebäudes bil-
det. Bezugspunkt für die Gebäudehöhen ist die Straßenoberkante der öffentlichen Verkehrs-
fläche, über die das Grundstück erschlossen ist. Bei den Höhenfestsetzungen wird sich an der 
Bestands- und Umgebungsbebauung orientiert, um eine verträgliche Höhenentwicklung bei 
Neu- oder Umbauten zu garantieren. Zugleich soll die Begrenzung der Gebäudehöhen zu ei-
nem einheitlichen Ortsbild beitragen und eine übermäßige vertikale Nachverdichtung verhin-
dern. 
In WA5 und WA6 wird dagegen die maximale Wandhöhe auf 9,50 m bzw. 13,00 m und die 
maximale Firsthöhe auf 11,50 m bzw. 14,50 m festgelegt. Diese vom restlichen Plangebiet 
abweichenden Höhenfestsetzungen leiten sich von der heutigen Gebäudesituation ab, in der 
die Gebäude entlang der Sternstraße eine bis zu dreigeschossige bzw. entlang der Kreuz-
straße eine bis zu viergeschossige Bauweise aufweisen und hierdurch höher ausfallen als im 
restlichen Geltungsbereich. Ein weiteres städtebauliches Merkmal einzelner Wohngebäude in 
WA5 und WA6 sind die im Erdgeschoss ansässigen gewerblichen, gastronomischen oder me-
dizinischen Nutzungen. Mit den für WA5 und WA6 festgesetzten Maximalhöhen lässt sich in 
den Hauptgebäuden weiterhin eine vertikale Mischnutzung realisieren und zugleich eine für 
das Gebiet verträgliche Anzahl an Wohneinheiten pro Wohngebäude ermöglichen. Eine höher 
angesetzte Wand- und Firsthöhe könnte sich zudem auch positiv auf das restliche Plangebiet 
auswirken, indem der Straßenverkehrslärm von der Kreuz- bzw. Sternstraße abgeschirmt wird. 
 
Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche 

Im Plangebiet werden die überbaubaren Grundstücksflächen durch die festgesetzten Bauli-
nien und Baugrenzen definiert und bestimmt und damit die Bereiche, in denen Hauptgebäude 
errichtet werden dürfen. Da sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 672 auf ein 
bereits weitgehend bebautes Gebiet bezieht, nehmen die vorderen Baulinien die Baufluchten 
der bestehenden Hauptnutzungen auf. Hierdurch soll gewährleistet werden, dass auch bei 
Neu- bzw. Umbauten die historische Blockrandbebauung entlang der Erschließungsstraßen 
gewahrt wird. Durch die Baugrenze in den rückwärtigen Grundstücksbereichen soll eine ma-
ximal festgesetzte Bebauungstiefe für Hauptanlagen bestimmt werden, um so ausreichend 
Frei- bzw. Grünflächen auf den Grundstücken zu sichern. 
Für die jeweiligen Baublöcke orientiert sich die maximal zulässige Tiefe der überbaubaren 
Grundstückstiefen in Abhängigkeit der durchschnittlichen Grundstückstiefe eines Häuserblo-
ckes. So beträgt die Baufenstertiefe bei dem kleinsten Wohnblock mit den vergleichsweise 
geringeren Grundstückstiefen 14 Meter, wohingegen die größeren Hausblöcke mit den tiefe-
ren Grundstücken eine Baufenstergröße von 20 Meter besitzen. Grundsätzlich sind die Bau-
fenster so gewählt, dass in maßvoller Weise bauliche Erweiterungsmöglichkeiten ermöglicht 
werden und sich die Baugrenzen zugleich an den gegenwärtigen Gebäudetiefen der Haupt-
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anlagen ausrichten. Außerhalb der Baufenster ist die Errichtung von Hauptnutzungen unzu-
lässig. Lediglich untergeordnete Bauteile von Hauptgebäuden (wie zum Beispiel Hausein-
gangstreppen, Erker oder Balkone) dürfen die Baugrenzen über eine Breite von 3,50 m und 
eine Tiefe von bis zu 1,50 m überschreiten. Bereits vorhandene Hauptgebäude, die außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen liegen, stehen unter Bestandsschutz. Handelt es sich 
bei diesen um vor Bebauungsplanaufstellung zulässigerweise errichtete Anlagen, so wird über 
den Bestandsschutz hinaus eine bauliche Veränderung oder Nutzungsänderung zugespro-
chen, sofern sich die äußere Kubatur nicht verändert und die übrigen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 672 eingehalten werden. 
Durch die zulässige Errichtung von Nebenanlagen (z. B. Garagen, Carports, Geräteschuppen, 
etc.) außerhalb der festgesetzten Baufenster sollen den Anwohnern des Plangebietes weiter-
hin Spielräume bei der baugestalterischen Nutzung ihrer privaten Grundstücke ermöglicht wer-
den, indem Hauptgebäude innerhalb der Baufenster frei positionierbar sind und in ihrer Ge-
bäudebreite bzw. -tiefe nicht durch notwendige Nebenanalgen beschränkt werden. Die Zuläs-
sigkeit von Nebenanlagen außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücks-fläche soll 
zum einen eine angemessene Nutzung des privaten Grundstückes ermöglichen und zum an-
deren eine Verbesserung der Wohnqualität erzielen (bspw. bessere Belichtungs- und Durch-
lüftungsverhältnisse, Vermeidung der gegenseitigen Verschattung durch bauliche Anlagen, 
etc.) Allerdings ist eine flächendeckende Flachdachbegrünung für alle baulichen Anlagen vor-
geschrieben, welche die eingezeichneten Baugrenzen überschreiten. Die vorgeschriebenen 
Gründächer dieser Anlagen sollen hierbei die verlorengegangenen Bodenfunktionen zumin-
dest teilweise kompensieren (Rückhaltung, Kühlung, Vegetation sowie Nahrungs- und Le-
bensraum für Insekten). 
 
Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 

Um eine verträgliche, ortstypische und auf die zulässigen Höhen des Bebauungsplanes abge-
stellte Wohndichte zu gewährleisten, ist es notwendig, die höchstzulässige Anzahl der Woh-
nungen pro Wohngebäude zu regeln. In diesem sehr heterogenen Geltungsbereich soll so 
verhindert werden, dass eine kritische Wohndichte entsteht und dass insbesondere kleinere 
Grundstücke zu viele Wohneinheiten umfassen, wodurch beengte Grundstücks- bzw. Ab-
standsverhältnisse entstehen könnten. Neben der Sicherung der Wohn- und Freiraumqualität 
ergibt sich ein besonderes Erfordernis daraus, dass die im Geltungsbereich liegenden Er-
schließungsstraßen schon jetzt kaum Spielraum für weitere Stellplätze zulassen. Hier würde 
eine zu hohe Anzahl an weiteren Wohneinheiten die Stellplatzsituation weiter verschärfen. 
Aus diesem Grund wird die erlaubte Anzahl von Wohnungen pro Wohngebäude in Abhängig-
keit einer festgelegten Grundstücksgröße gebracht. So sind in WA1 bis WA4 bis 250 m2 
Grundstücksfläche nur eine Wohneinheit pro Wohngebäude zulässig. Darüber hinaus ist für 
jede weitere angefangene 125 m2 Grundstücksfläche eine weitere Wohneinheit je Wohnge-
bäude zulässig, was vor allem größeren Grundstücken eine größere Anzahl an Wohneinheiten 
ermöglicht. 
 
Entlang der Haupterschließungsstraßen (Stern- und Kreuzstraße) besteht die Absicht eine 
größere Anzahl an Wohnungen pro Wohngebäude auf den Grundstücken zuzulassen, zum 
einen, weil diese im Bestand schon heute gehäuft auftreten, zum anderen weil das Umfeld 
entlang der Sternstraße und Kreuzstraße durch breitere Straßenquerschnitte und ein besseres 
öffentliches Parkraumangebot geprägt ist. 
Dies würde in WA5 und WA6 eine höhere städtebauliche Dichte als im restlichen Plangebiet 
ermöglichen, was sich auch bereits in der gegenwärtigen Bestandssituation widerspiegelt. Aus 
diesem Grund wird für WA5 und WA6 die Festsetzung einer grundstücksbezogenen höchst-
zulässigen Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden so gewählt, dass sie aus stadtplanerischer 
Sicht eine verträgliche Wohndichte erzeugt und sich gleichzeitig an der gegenwärtigen Situa-
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tion orientiert. Hier sind bis 375 m2 Grundstücksfläche bis zu drei Wohneinheiten pro Wohn-
gebäude zulässig. Für jede weitere angefangene 125 m2 Grundstücksfläche ist eine weitere 
Wohneinheit realisierbar. 
 
Im gesamten Plangebiet muss für jede Wohneinheit der entsprechende Stellplatznachweis 
erbracht sowie die übrigen Festsetzungen des Bebauungsplanes eingehalten werden. Bereits 
bestehende Wohneinheiten, welche die höchstzulässige Anzahl an Wohnungen je Wohnge-
bäude überschreiten, stehen unter Bestandsschutz. Die Voraussetzung hierfür ist, dass deren 
Errichtung vor Aufstellung des Bebauungsplanes rechtmäßig war. Bauliche Veränderungen 
am Bestand sind zwar grundsätzlich möglich, eine weitere Erhöhung der Wohnungsanzahl 
muss jedoch die Festsetzung zur höchstzulässigen Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
einhalten. 
 
Grünordnungsmaßnahmen 

Vor dem Hintergrund des Klimawandels und den damit einhergehenden Auswirkungen (Hitze-
wellen, Trocken- bzw. Hitzestress für Pflanzen, Starkwetterereignisse, etc.) sollen auch im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Maßnahmen ergriffen werden, die der Klimaanpas-
sung sowie der Verbesserung des lokalen Klimas dienen. So sind Grundstücksteile, die nicht 
flächendeckend begrünt sind (z. B. Schottergärten, Gehwege) der GRZ voll anzurechnen. Dies 
soll den Anreiz schaffen, dass vorhandene Freiflächen im gesamten Plangebiet begrünt wer-
den und somit die festgelegten GRZ-Werte eingehalten werden. 
Des Weiteren ist im privaten Bereich ab 250 m2 Grundstücksfläche mindestens ein standort-
gerechter Laub- oder Obstbaum der 2. Ordnung nach der beigefügten Artenliste anzupflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Für Grundstücke ab 500 m2 ist zusätzlich ein Baum 1. Ordnung zu 
pflanzen. Stehendes bzw. liegendes Totholz ist gleichwertig zu ersetzen. In der beigefügten 
Artenliste (vgl. Anhang) wurden überwiegend Bäume gewählt, die sich als besonders klima- 
bzw. trockenresistent erweisen und hierdurch auch an veränderten Klimabedingungen ange-
passt sind. Darüber hinaus bieten diese Arten einen ökologischen Lebensraum für verschie-
dene Vogel- und Insektenarten. 
Als weitere Maßnahme müssen neue Stellplätze, Zufahrten und Zuwege aus wasserdurchläs-
sigen Belägen (bspw. Rasengittersteine) befestigt werden. 
Die Festsetzung einer vorgeschriebenen, flächendeckenden Dachbegrünung für alle Neben-
analgen (Garagen, Carports, etc.), welche außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
errichtet werden, soll als eine ausgleichende Maßnahme den bereits hohen Bebauungsgrad 
im Plangebiet wie auch die voraussichtlich entstehenden Beeinträchtigungen durch neue bau-
liche Eingriffe kompensieren. Aus städtebaulicher, ökologischer und klimatischer Sicht weisen 
begrünte Dächer hierbei eine Vielzahl an Vorteilen auf. Begrünte Dächer tragen durch vermin-
derte Wärmerückstrahlung und ihre Verdunstung zur Minderung klimatisch nachteiliger Effekte 
von Baukörpern bei. Zudem fördern diese die Entstehung neuer Lebensräume für verschie-
dene Pflanzen und Tierarten, speichern Regenwasser und haben einen positiven stadtklima-
tischen Einfluss durch ihre staubbindende Wirkung. Durch diese Festsetzung soll das Plange-
biet insgesamt stärker begrünt werden, was sich auch positiv auf die Wohn- bzw. Lebensqua-
lität der Bewohner auswirkt. 
Um eine hohe Grünqualität zu erzielen und eine ausreichende Vegetationsdecke zu gewähr-
leisten, müssen begrünte Dächer eine Substratschicht von mindestens 10 cm besitzen und 
dauerhaft erhalten bleiben. Zur Förderung von erneuerbaren und klimafreundlichen Energie-
quellen im Plangebiet dürfen auf begrünten Dachflächen entsprechende Photovoltaik- bzw. 
Solarthermieanlagen installiert werden („Solar-Gründach“). 
Um die Einhaltung und Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen sicherzustellen, ist 
bei Bauanträgen, die Neubauten, die Erweiterungen der bestehenden Hauptnutzen oder eine 
Erhöhung der Anzahl der Wohneinheiten beinhalten, zusätzlich ein qualifizierter Freiflächen-
gestaltungsplan einzureichen. 
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5.2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Dachform / Dachgestaltung / Dachaufbauten 

Bezugnehmend auf die umgebende Bestandsbebauung sind bei den Hauptgebäuden aus-
schließlich Sattel- und Walmdächer mit einer Neigung von mindestens 15° bis maximal 45° 
sowie in WA5 und WA6 Mansarddächer mit einer Neigung bis maximal 80° zulässig. 
Neben der Festsetzung der Dachform sind auch die baugestalterischen Regelungen zur Dach-
neigung wie auch zu den Dachaufbauten aus dem Bestand und den typischen Gestaltmerk-
malen des Plangebietes abgeleitet. Diese sollen den Charakter des Straßenbildes wahren und 
ein einheitliches Erscheinungsbild im Geltungsbereich sichern. 
 
Zahl der notwendigen Stellplätze 

Mit der Festsetzung der notwendigen Anzahl von Stellplätzen soll gewährleistet werden, dass 
ausreichende Flächen für den ruhenden Verkehr auf den privaten Grundstücken hergestellt 
werden. Vor dem Hintergrund der bereits angespannten Park- und Verkehrssituation im öf-
fentlichen Straßenraum soll so ein weiterer Parkdruck vermieden werden. Aus diesem Grund 
wird die Anzahl der notwendigen Stellplätze gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 8 
und § 47 LBauO RLP wie folgt festgesetzt: je Wohnung bis 60 m2 Wohnfläche = 1 Stellplatz, 
je Wohnung zwischen 60 m2 bis 120 m2 Wohnfläche = 1,5 Stellplätze und je Wohnung über 
120 m2 = 2 Stellplätze. 
 
 
5.3 Hinweise 

Wasserrechtliche Belange 

Gemäß den Grundsätzen der Abwasserbeseitigung nach dem Wasserhaushaltsgesetz (vgl. 
§ 55 Abs. 2 WHG) soll anfallendes, nicht behandlungsbedürftiges Niederschlagswasser orts-
nah über die belebte Bodenzone versickert werden. Auch eine Sammlung und Verwertung als 
Brauchwasser ist denkbar. Eine Versickerung oder die Sammlung und Verwertung für Brauch-
wasserzwecke ist nur möglich, wenn weder wasserrechtliche, noch sonstige öffentlich-rechtli-
che Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Die Versickerung inner-
halb des Plangebietes im Sinne des WHG ist hierbei zu favorisieren. Der Einleitung von Nie-
derschlagswasser in den städtischen Mischwasserkanal kann von städtischer Seite nicht zu-
gestimmt werden, um der hydraulischen Überlastung in den städtischen Kanälen entgegenzu-
wirken. Das anfallende Schmutzwasser soll über die städtische Kanalisation der Kläranlage 
zugeführt werden. Zudem ist vor dem Hintergrund immer häufiger auftretender Starkregener-
eignisse eine hydraulische Überlastung der städtischen Kanäle durch übermäßige Regenwas-
sereinleitung zu vermeiden. Verschiedene Maßnahmen, wie beispielsweise eine gezielte ober-
flächige Wasserableitung durch ein vom Gebäude abgewandtes Grundstücksgefälle oder die 
Vermeidung von Flächenbefestigungen, wirken sich dabei nicht nur positiv auf den Wasser-
haushalt aus, sondern tragen auch zu einer Überflutungssicherheit bei. Auskunft zu einer 
eventuellen Überflutungsgefährdung erteilt im Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL) die Ab-
teilung Grundstücksentwässerung. 
 
Hochwasserschutz 

Das Plangebiet befindet sich in der Rheinniederung, welche durch Deiche, Schöpfwerke und 
Hochwassermauern gegen Rheinhochwasser geschützt ist. Bei einem Versagen der Hoch-
wasserschutzeinrichtungen ist es möglich, dass das Gebiet zwischen Rheinhauptdeich und 
Hochufer überflutet wird. Hieraus lässt sich kein Schadensersatzanspruch sowie kein An-
spruch auf Verstärkung oder Erhöhung der Hochwasserschutzanlage ableiten. 
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Bodenschutz 

Die Auswertung des städtischen Katasters potentieller Altstandorte und Altablagerungen 
ergab, dass für verschiedene Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 672 
„Südlich Carl-Clemm-Straße“ Hinweise auf ehemalige gewerbliche Nutzungen vorliegen. 
Schadstoffbelastungen des Bodens sind somit im Plangebiet nicht auszuschließen. Konkrete 
Hinweise auf Bodenverunreinigungen liegen jedoch nicht vor; das Plangebiet ist laut städti-
schem Altlastenkataster und dem Bodenschutzkataster Rheinland-Pfalz von keinen registrier-
ten Altablagerungen oder ungeordneten Ablagerungen betroffen. 
 
Da durch den Bebauungsplan keine Nutzungen ermöglicht oder neue Eingriffe in den Boden 
ausgelöst werden, die nicht auch heute schon möglich wären, ergeben sich keine negativen 
Auswirkungen auf den Wirkungspfad Boden – Mensch oder eine Gefährdung sonstiger 
Schutzgüter. Angesichts dieser Voraussetzungen und bisheriger Erfahrungen kann davon 
ausgegangen werden, dass eine potentielle Altlastenproblematik im Rahmen des nachge-
schalteten Baugenehmigungsverfahrens bewältigt werden kann: Demnach sind entspre-
chende Untersuchungen über das aktuelle Belastungs- und Gefährdungspotential anzustellen 
und ggf. geeignete Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen, sofern sich bei späteren Bauvorha-
ben oder Nutzungsänderungen Anhaltspunkte für einen Altlastenverdacht ergeben. 
 
Kampfmittel 

Aufgrund der Bombardierung Ludwigshafens während des Zweiten Weltkrieges kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass im Plangebiet Kampfmittel zu finden sind. Kampfmittelfunde 
gleich welcher Art sind unverzüglich dem Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu melden. 
Dieser entscheidet dann über die weitere Vorgehensweise. Beauftragte Fachunternehmen 
sind nicht berechtigt, selbstständig Fundmunition zu entschärfen, zu sprengen oder auf öffent-
lichen Straßen zu transportieren. 
 
Natürliches Radonpotential 

Radon ist ein in der Erdkruste natürlich vorkommendes radioaktives Edelgas. Es entweicht 
aus Gesteinen und Böden und breitet sich über die Bodenluft oder gelöst im Wasser aus. Die 
Höhe der Radonkonzentration in der Bodenluft wird von der geologischen Beschaffenheit und 
der Durchlässigkeit des Untergrundes bestimmt. Für den Bereich des Oberrheingrabens, in 
dem auch das Plangebiet liegt, weist die zur groben Orientierung geeignete Radonprognose-
Karte ein erhöhtes Radonpotential (40-100 kBq/m³) auf. Hier ist es in der Regel ausreichend 
neben regelmäßigem Lüften auf die Durchgängigkeit der Betonfundamentplatte und einen 
DIN-gerechten Schutz gegen Bodenfeuchte zu achten. Daher wurde ein entsprechender Hin-
weis „Natürliches Radonpotential“ in die Planung aufgenommen. Liegt es im Interesse des 
Bauherrn die konkrete Radonbelastung auf seinem Grundstück zu bestimmen, kann er Unter-
suchungen zur Radonbelastung der Bodenluft durchführen oder durchführen lassen. Liegen 
die Werte im Einzelfall über 100 kBq/m³ können z. B. der Abschluss des Treppenhauses ge-
gen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich oder 
der Einbau einer radondichten Folie unter der Bodenplatte sinnvoll sein. 
 
Archäologische Funde 

In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist bislang keine archäologische 
Fundstelle bzw. Grabungsschutzgebiet verzeichnet. Es ist jedoch nur ein geringer Teil der 
tatsächlich im Boden vorhandenen, prähistorischen Denkmale bekannt, weshalb es bei der 
Durchführung von Erdarbeiten gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen zu beachten gilt. 
 
Weiterhin können sich im Plangebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie. z. B. Grenz-
steine) befinden. Diese sind zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o. ä. nicht be-
rührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden. 
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Barrierefreies Bauen 

Um den Belangen behinderter Menschen gerecht zu werden, wird ein entsprechender Hinweis 
bezüglich des barrierefreien Bauens aufgenommen. 
 
DIN-Regelwerke 

Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes auf DIN-Regelwerke Bezug genom-
men wird, sind diese während der üblichen Bürozeiten bei der Geschäftsstelle der Stadtpla-
nung Ludwigshafen, Halbergstraße 1, einsehbar. 
 
Vorschlagsliste zur Verwendung von Pflanzenarten 

Die Pflanzliste bietet eine Auswahl heimischer Baum- und Straucharten, welche bei der Ge-
staltung der privaten Grünflächen vorzugsweise verwendet werden sollen. 
 
 
 

6 UMWELTBERICHT 

Der Bebauungsplan Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ wird im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB aufgestellt. Den gesetzlichen Verfahrenserleichterungen entsprechend wird 
keine förmliche Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt, weshalb die Begrün-
dung zum Bebauungsplan keinen Umweltbericht enthält. 
 
 
 

7 WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

7.1 Wohnungsmarkt, Verkehr 

Durch die Möglichkeit einer Innenentwicklung können einzelne neue Wohneinheiten gemäß 
dem städtebaulichen Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung geschaffen werden. Dies ist 
im Sinne einer flächensparenden Wohnraumschaffung, geht aber zu Lasten eines höheren 
Versiegelungsgrades und einer höheren sozialen Dichte. 
 
Da der Geltungsbereich ein bereits vollständig bebautes Gebiet umfasst und durch die Plan-
ziele keine wesentlichen Änderungen in der vorhandenen Nutzungsstruktur bewirkt werden, 
ist mit verkehrlichen Auswirkungen nicht zu rechnen. Der Bebauungsplan Nr. 672 „Südlich 
Carl-Clemm-Straße“ stellt mit seinen Festsetzungen keine Grundlage für ein erhöhtes Ver-
kehrsaufkommen dar. 
 
 
7.2 Umwelt- und Klimabelange 

Die Bebauungsplanung dient der geordneten städtebaulichen Innenentwicklung und führt da-
her zu einer Flächeneinsparung in der Peripherie sowie im bislang unbebauten Außenbereich. 
Die Festsetzung einer zulässigen Grundfläche in Verbindung mit Regelungen zu den überbau-
baren bzw. nicht überbaubaren Grundstücksflächen begrenzt den möglichen Versiegelungs-
grad und dient dem Bodenschutz. Einzelne Festsetzungen dienen dazu, die rückwärtigen 
Grundstücksbereiche von einer vollständigen Überbauung freizuhalten und den Versiege-
lungsgrad zu begrenzen, was langfristig auf eine Erhöhung des Grün- und Freiflächenanteils 
abzielt. 
Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zu erneuerbaren Energien. Die Stellung der 
Baukörper sowie die Dachformen und -neigungen ermöglichen weiterhin die Nutzung von Son-
nenenergie. 
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8 UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

8.1 Bodenordnung 

Die Grundstücke befinden sich vollständig in privatem Besitz. Zur Umsetzung des Bebauungs-
planes Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ sind keine bodenordnerischen Maßnahmen nach 
den §§ 45 ff. BauGB erforderlich. 
 
 
8.2 Flächen und Kosten 

Der Stadt Ludwigshafen am Rhein entstehen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes 
Nr. 672 „Südlich Carl-Clemm-Straße“ keine Kosten. 
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10 ANLAGEN 

10.1 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
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10.2 Anregungen und Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungsverfahren 

10.2.1 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden können, wurden mit Schreiben 
vom 26.07.2021 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB am Bebauungsplanverfahren beteiligt. Es wurde ihnen die Möglichkeit zur Stellungnahme bis zum 
31.08.2021 gegeben. Parallel zu der Trägerbeteiligung wurden auch die städtischen Stellen und der Ortsbeirat Friesenheim am Verfahren beteiligt. 
 
Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt: 

 Behörde / Sonstiger Träger öffentlicher Belange 
Keine 

Stellungnahme 
Stellungnahme 

ohne Anregungen 
Stellungnahme 
mit Anregungen 

1.  Amprion GmbH X   

2.  BUND Landesverband Rheinland-Pfalz X   

3.  Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post (…) X   

4.  CREOS Deutschland GmbH  X  

5.  Deutsche Telekom Technik GmbH (TK-Leitungen) X   

6.  Deutsche Telekom Technik GmbH (Richtfunk)   X 

7.  Ericsson Services GmbH  X  

8.  GASCADE Gastransport GmbH X   

9.  GDKE Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie – Außenstelle Speyer   X 

10.  GDKE Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie – Erdgeschichte  X  

11.  GDKE Rheinland-Pfalz, Direktion Landesdenkmalpflege  X  

12.  Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie Rheinland-Pfalz e.V. X   

13.  Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis, Gesundheitsamt X   

14.  LandesAktionsGemeinschaft Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e.V. X   

15.  Landesamt für Geologie und Bergbau X   

16.  Die Naturfreunde Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus und Kultur X   

17.  Naturschutzbund Rheinland-Pfalz X   

18.  Netze BW GmbH  X  

19.  Open Grid Europe GmbH X   

20.  PfalzKom Gesellschaft für Telekommunikation mbH  X  

21.  Pfalzwerke Netz AG  X  

22.  POLLICHIA X   

23.  Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH X   
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24.  Rhein-Neckar-Verkehr GmbH   X 

25.  Rheinpfalzbus GmbH (neu: DB Bus Regio Mitte GmbH) X   

26.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle WAB X   

27.  Technische Werke Ludwigshafen AG   X 

28.  Telefónica Germany GmbH & Co. OHG   X 

29.  TWL Netze GmbH X   

30.  Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH X   

31.  Vermessungs- und Katasteramt Rheinpfalz X   

32.  Vodafone Kabel Deutschland GmbH  X  

33.  Wintershall Holding GmbH X   

34.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Bereich Feuerwehr   X 

35.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Bereich Tiefbau  X  

36.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Bodenschutzbehörde   X 

37.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Wasserbehörde  X  

38.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Abfallbehörde  X  

39.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Naturschutzbehörde X   

40. S Stadt Ludwigshafen am Rhein, Bereich Stadtvermessung  X  

41. S Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Bauaufsichtsbehörde   X 

42.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Entsorgungsbetrieb und Verkehrstechnik X   

43.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Stadtentwässerung und Straßenunterhalt   X 
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Folgende Stellungnahmen mit Anregungen / Bedenken wurden zum Planstand vom 01.07.2021 abgegeben: 

Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

1.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
Schreiben vom 28.07.2021 
 

 

 
 
 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 672 umfasst ein 
bereits vollständig bebautes Gebiet, welches durch überwie-
gend zweigeschossige Gebäude mit geneigten Dächern ge-
prägt ist. Der Eigenart der näheren Umgebung entsprechend 
wird die Höhe der Gebäude künftig begrenzt; es wird keine hö-
here Bebauung als bereits im Bestand vorhanden zugelassen. 
Hierdurch kann ausgeschlossen werden, dass es zu einer Be-
einträchtigung der durch das Plangebiet verlaufenden Richt-
funkstrecke kommt. 
 
Die Ericsson Services GmbH wurde ebenfalls mit Schreiben 
vom 26.07.2021 am Verfahren beteiligt und um Stellungnahme 
gebeten. Es bestehen keine Einwände oder sonstige Planungs-
vorgaben. 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

2.  Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie – Au-
ßenstelle Speyer 
Schreiben vom 27.07.2021 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
Um den Belangen der Landesarchäologie Rechnung zu tragen, 
wird ein entsprechender Hinweis zum Umgang mit archäologi-
schen Funden in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Darüber hinaus wird die Anregung zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

 
 

3.  Rhein-Necker-Verkehr GmbH 
Schreiben vom 31.08.2021 
 

 
 

 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 672 umfasst 
ein bereits vollständig bebautes Gebiet. Mögliche Auswirkun-
gen durch den Betrieb der Stadtbahnlinie 10 sind ggf. schon 
heute vorhanden; durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 672 ergeben sich künftig keine immissionsrechtlichen Ände-
rungen gegenüber der Bestandssituation. 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

 

 
 

 
 
 
 
Der festgesetzte Stellplatzschlüssel soll grundsätzlich sicher-
stellen, dass der private Stellplatzbedarf auf den Privatgrundstü-
cken selbst gedeckt werden kann und kein gravierender Park-
raummangel in dem Plangebiet entsteht bzw. bereits bestehen-
der Parkdruck im öffentlichen Raum weiter verschärft wird. Wei-
terhin trägt die Differenzierung des Stellplatzschlüssels der Tat-
sache Rechnung, dass unterschiedliche Wohnungsgrößen auf-
grund ihrer unterschiedlichen Belegung in der Regel auch unter-
schiedliche Stellplatzbedarfe auslösen. Erfahrungsgemäß ent-
sprechen die getroffenen Regelungen jedoch nicht der Anzahl 
der tatsächlich in einem Haushalt vorhandenen Fahrzeuge, so-
dass hier im Alltag meist eine negative Diskrepanz besteht (we-
niger verfügbare Stellplätze als Fahrzeuge). Zudem würde ein 
reduzierter Stellplatznachweis alleine nicht ausreichen, die 
ÖPNV-Nutzungsbereitschaft zu erhöhen. Hierfür bedarf es u. a. 
auch einer Attraktivitätssteigerung des ÖPNV und der weiteren 
Sensibilisierung der Bevölkerung. Vielmehr besteht die Gefahr, 
dass sich ohne den Nachweis eines vernünftigen Maßes an pri-
vaten Stellplätzen der Druck auf Parkplätze im öffentlichen 
Raum weiter erhöht und bestehende Konflikte verschärft wer-
den können. 
Die Anregung wird daher zurückgewiesen. 
 
Darüber hinaus wird durch den Bebauungsplan nicht in den öf-
fentlichen Straßenraum eingegriffen. 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

4.  Technische Werke Ludwigshafen AG 
Schreiben vom 01.09.2021 
 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bereits bestehende privatrechtliche Absicherung begründet 
kein Handlungserfordernis auf öffentlich-rechtlicher Ebene über 
die Bebauungsplanung. 
 
Bei der Anregung handelt es sich um allgemein gültige Stan-
dards bzw. Vorschriften des Trägers bzw. der Behörde, weshalb 
kein besonderer Hinweis im Bebauungsplan erforderlich ist. 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

5.  Telefónica Germany GmbH & Co. OHG 
Schreiben vom 18.08.2021 
 

 

 

 
 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 672 umfasst ein 
bereits vollständig bebautes Gebiet, welches durch überwie-
gend zweigeschossige Gebäude mit geneigten Dächern ge-
prägt ist. Der Eigenart der näheren Umgebung entsprechend 
wird die Höhe der Gebäude künftig begrenzt; es wird keine hö-
here Bebauung als bereits im Bestand vorhanden zugelassen. 
Hierdurch kann ausgeschlossen werden, dass es zu einer Be-
einträchtigung der durch das Plangebiet verlaufenden Richt-
funkstrecke kommt. 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

 
 

6.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Bereich Feuerwehr 
Schreiben vom 03.08.2021 
 

 
 

 
 
 
Der im Regelwerk angegebene Löschwasserbedarf kann 
grundsätzlich durch das in den Straßen bestehende Leitungs-
netz im Rahmen des Grundschutzes bereitgestellt werden. Des 
Weiteren ist eine ausreichende Anzahl von Wasserentnahme-
stellen (Hydranten) vorhanden, um die benötigte Löschwasser-
versorgung sicherzustellen. 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

7.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Bodenschutzbehörde 
Schreiben vom 19.08.2021 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um den Belangen der Unteren Bodenschutzbehörde Rechnung 
zu tragen, werden die vorgebrachten Hinweise entsprechend in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Darüber hinaus wird die Anregung zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

 
 

8.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Untere Bauaufsichtsbehörde 
Schreiben vom 24.08.2021 
 

 
 
 
 
 

 
Zu 1.: 
Die Festsetzungen zur Zahl der notwendigen Stellplätze stehen 
der Anregung nicht entgegen. Gemäß Punkt 2.2 der Bauord-
nungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 672 
ist der Stellplatznachweis für das Gesamtgrundstück für alle 
Nutzungseinheiten neu zu führen, sofern eine nachträgliche Er-
höhung der Wohneinheitenzahl durch ergänzenden Neubau, 
Teilung, Anbau, Aufstockung oder Dachausbau vorgenommen 
wird. Eine Erhöhung der Zahl der Wohneinheiten durch Nut-
zungsänderung von Gewerbe in Wohnen ist hiervon nicht be-
rührt. Demnach kann hier auch künftig eine Anrechnung erfol-
gen. 
 
Zu 2.: 
Gemäß § 13 BauNVO ist die Berufsausübung freiberuflich Täti-
ger und solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher 
Art ausüben, in einem WA nach § 4 BauNVO in Räumen grund-
sätzlich zulässig. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes se-
hen auch keinen Ausschluss vor. 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Vorgebrachte Belange Stellungnahme der Verwaltung 

9.  Stadt Ludwigshafen am Rhein, Bereich Stadtentwässerung 
Schreiben vom 24.08.2021 
 

 
 

 
 
 
Grundsätzlich wird ein innerörtliches, bereits vollständig bebau-
tes Gebiet überplant; der Bebauungsplan Nr. 672 dient der 
Steuerung der städtebaulichen Entwicklung, vor allem im Hin-
blick auf die bauliche Verdichtung. 
Die städtebaulichen Zielsetzungen sollen mittels Festsetzungen 
zum Maß der baulichen Nutzung (vornehmlich GRZ) und Bau-
grenzen (zulässige Bautiefe) erreicht werden. 
Darüber hinaus wurde ein entsprechender Hinweis bereits in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 


